
----------- ----------

1. Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskerrespon4enz f 2. Novemb~r 1956 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

Eine Anfrage der AbgeordnGten A p p e 1 und Genossen, b~treffend ein 

Strafverfahren g~gen zwei Beamtl:l des Stra.sllilnbaubezirk8s Amstettan, hat Bundes­

minister für Justiz Dr. T s c h ade k wie folgt beantwortet: 

Am 14. Juli 1956 erstattete die Post-und Telegraphendirektion für Ober­

österreich und Salzburg unter PDZl. 51.126-3/1956 eine Anzeige an die Staats­

anwalt~chaft St. Pölten, dass am 13. Juni 1956 gegen 15 Uhr die Beamten des 

Strassenbaube&irkes 6 (Amstetten), Ing. Rainer und Oberstrassenmeister Zenz, 

mit einem Feuerhaken den Kabelaufführungsmast an der Ennsbrücka umgerissan 

hätten, wodurch eine Störung in dGn ~sslaitungen entstanden sei. Der öster­

reichischan Post- und Tel~graphonverwaltung wäre durch die gewaltsame Entfer­

nung der Anlage ein Schaden von ca. 1000 SChilling erwachsen. 

N'aeh dar Anzeige haben sich dia genannt",n Beamten das Strassanbaubezirkes , 

damit ver~ntwort~t, dass sie im Auftrage des Landeshauptmannstdllvertreters von 

~iederösterreich, Kommerzialrat Ing. August KargI, den Tel~graphenmast entfernt 

hätt~n. 

Auf Grund dar Anzei68 l~itete die Staatsanwaltschaft St. Pölten beim Kreis­

gericht St. Pölten zu 5 V~ 1558/56 Vorerhebungen gegen Ing. Rainer und Ob er­

strass~nmeistar Zenz ein. Im Zugti der Erhebungen langte eine ausführliche Stel­

lungnahme des Landeshauptmannstellvartretors Ing. ~ugust Kargl vom 13. Oktob~r 

1956 bei der Staatsanwaltschaft St. Pölten ein. In dieser erklärte er ausdrück­

lich, dass er als Vorstand dos strassen- und Fremdenverkahrireferates in der 

niederösterr~ichischen Landosr~gierung angeordnet hatte, sämtliohe aus der Bes at­

zungszeit stammenden Verunreinigungen und Verunstaltungen im Interesse des Frem­

denverkehrs entfernen zu lass .,;n. Der T~legraphenmast an der Ennsbl"Ücke wäre voll­

kommen unvorschriftsmässig montiert und mit Drähten verhängt gewesen. Auss erdem 

wären alle Leitungsdrähte gleich nach den Isolierungsköpfen abgeschnitten wor­

den, sodass nicht zu arsdhen war, dns! noch irgendei~e Telephonverbindung be­

stand. An diesem Mast war auch ein verrostetes, nicht isoliertes Kabel an~ebra cht, 

welches mÖ31icherweise zur Abspannun3 der Telephonleitung zum russischen Schran­

kenposten an der ~nnsbrücke ge dient hätt~. Da von der ni~deröstarraichischen Lan­

d.esrb~ierung keine Bewilligunl5 zur ,"ufstellung dieses Maste. ciegaban worden und 

anzunehmen war, dass es sich um einen von der Besatzungsmacht aufg~st~llten Tele­

phonmast handelte, habe Landoshauptmanns"tell vertreter Ing. ;.ugust Kargl a ls zu­

ständi&er Vorstand des strassen- und Fr<:lmdenverkehrsreferates die Anordnung für 

die Entfernun~ dieses Telegraphenmaste8 gegeben. 
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Auf Grund dieser Sachv~halt.dQ~.tellung des Landeshauptmannst ellvertreters 

Ing. ~ugust Kargl hat eioh die Sta.a.tsanwal tschaft St. Pöl t en mi t ZustimmuYl ,~ d0r 

Oberstaatsanwal tschaft Wi en EU einer weiteren Verfolgul'\g der an~ezeigt en Be:~ mten 

des Strassenbaubezirkes 6 nioht ver anlasst gesehen, da dies e Baamten den Auftrag 

zur Entfernung des Mastes von i hrer vorgesetzten Dianststul~ erhaltan hatten, wo­

durch ein strafbares Verschulden ausgeschlossen ist. 

iine allfällige - wenn bei dieser Sachlage überh~upt in Frage kommende - prü· 

fung und Beurteilu~g des Verhaltens des Landeshauptmannatellvartreters Von 'ieder­

ös t erreich I;~~/~~rgl hinsiohtlich ainer mit seiner Amtstäti~keit in Verbindung 

stehenden Handlun~ käme mit Rücksicht auf die Bestimmung~n der Art. 142 und 143 

Bundes-Verfassungs~osetz ni cht den Geriohten zu. 

-.- ..... -
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